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Zusammenfassung 

▪ Eine qualitativ hochwertige und zukunftsfähige Schieneninfrastruktur hat für die Wirtschaft 

und Gesellschaft in Deutschland und vor dem Hintergrund der klimapolitischen Herausforde-

rungen eine sehr hohe Bedeutung. Eine Verlagerung von der Straße auf die Schiene kann nur 

gelingen, wenn die Infrastruktur ausgebaut und erhalten wird. Eine verlässliche, überjährige 

Finanzierung der Schieneninfrastruktur ist dafür notwendige Voraussetzung.  

▪ Die heutige Finanzierung der bundeseigenen Schieneninfrastruktur und deren Steuerung 

ist sehr komplex. Mit der aktuellen Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung stehen zwar 

deutlich mehr Mittel zur Verfügung, die Höhe der Mittel ist jedoch mittel- bis langfristig 

nicht gesichert. Der Ausbau des Schienennetzes der Bundeseisenbahnen folgt dem Bedarfs-

plan und den jährlich im Bundeshaushalt beschlossenen Budgets. Eine langfristige, überjäh-

rige Finanzierung der Schieneninfrastruktur ist nicht gegeben. Eine finanzielle Abstimmung 

von Erhaltungs- und Neu-/Ausbauinvestitionen ist aufgrund der getrennten Haushaltstitel 

nicht zwingend bzw. erschwert. Aufgrund der getrennten Finanzierungslösungen für Betrieb 

und Erhalt, Erneuerungsinvestitionen sowie Ausbau sind Fehlanreize nicht auszuschließen. 

▪ Ein Fonds zur Finanzierung der Investitionen in die Infrastruktur der EIU des Bundes kann 

eine Lösung sein, den Herausforderungen bei langlebigen Infrastrukturen Rechnung zu tra-

gen und systeminhärente Anreize im Rahmen der Finanzierung zu setzen. Ein Beispiel hierfür 

ist seit 2016 der Bahninfrastrukturfonds in der Schweiz, aus dem die ungedeckten Kosten für 

Betrieb und Substanzerhalt, der Ausbau sowie auch weitere Aufgaben finanziert werden.  

▪ Ein Schieneninfrastrukturfonds hat verschiedene Vorteile: Er verbessert die Kontinuität so-

wie Planbarkeit bzw. Verlässlichkeit der künftig tatsächlich zur Verfügung stehenden Mittel 

für einen längeren Zeitraum für die EIU. Die Transparenz des Finanzierungssystems kann er-

höht und die Komplexität reduziert werden. Entsprechend kann auch die Steuerung der Fi-

nanzierung aus Sicht des Bundes vereinfacht werden. Aber auch aus Sicht der EIU ist die fi-

nanzielle Steuerung verbessert.  

▪ Mit einem Fonds, aus dem sowohl Erneuerung als auch Neu-/Ausbau finanziert wird, ist die 

finanzielle Abstimmung verbessert. Fehlanreize können vermieden werden. Es kann ein Fi-

nanzierungssystem im Sinne, dass Verkehr die Mobilität finanziert, implementiert werden. 

So können Lenkungsziele z.B. zur Verkehrsverlagerung explizit berücksichtigt werden.  

▪ Nur wenn dem Fonds ausreichend Mittel zugeführt werden und die Bahninfrastruktur ent-

sprechend auch ausgebaut werden kann, kann die (klimapolitisch) notwendige Verlagerung 

gelingen. Aus diesem Grund ist es bedeutend, dass der Mittelbedarf sowohl für die Substan-

zerhaltung als auch dem nachfragebasiertem Ausbau der Schieneninfrastruktur berücksich-

tigt wird.  
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1. Die heutige Finanzierung der bundeseigenen Schieneninfra-
struktur in Deutschland ist sehr komplex. 

▪ DB Netze erhielt im Jahr 2020 Investitionszuschüsse für die Infrastruktur (Fahrwege, Perso-

nenbahnhöfe und Energie) von insgesamt rund 8,4 Mrd. Euro von Bund (84 %), Ländern/Ge-

meinden (14 %), der EU (2 %) und sonstigen (DB 2021b). Ca. 1,7 Mrd. Euro investieren die 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) des Bundes aus sog. Eigenmitteln. Neben den In-

vestitionszuschüssen erhält die DB in geringfügigem Umfang ertragswirksame Zuschüsse.  

▪ Den mit Abstand größten Zuschuss (rund 62 Prozent) erhält die DB im Rahmen der Leis-

tungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV). Seit 2009 leistet der Bund zur Erfüllung des 

Gewährleistungsauftrags nach Art. 87e Abs. 4 GG im Rahmen der LuFV einen jährlichen Inf-

rastrukturbeitrag zur Erhaltung des Schienennetzes. Der Infrastrukturbeitrag an die DB ist 

seit 2009 kontinuierlich gestiegen. Aktuell gilt die LuFV III, deren Geltungsdauer auf 10 Jahre 

erweitert wurde. Der Infrastrukturbeitrag ist jedoch ab 2025 teilweise qualifiziert gesperrt 

(Abbildung 1). D.h. eine Erhöhung der Mittel – beispielsweise zur Angleichung an die Teue-

rung – ist nicht gesichert.  

Abbildung 1: Entwicklung des geplanten Infrastrukturbeitrags des Bundes im Rahmen der LuFV mit der DB 

 

Grafik INFRAS. Quelle: LuFV I, II, III. 
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▪ Kosten für Betrieb, Unterhalt und Instandsetzung der Schienenwege sind durch die EIU zu 

tragen. Die Höhe dieser Eigenmittel der EIU für das Bestandsnetz der DB betrug im Jahr 2020 

1,3 Mrd. Euro. Mit der LuFV verpflichten sich die EIU zu einem Mindestinstandhaltungs- und 

Mindestersatzinvestitionsbeitrag.  

▪ Entgegen der Grundidee einer LV bzw. LuFV, eine output- bzw. zielorientierte Steuerung der 

Finanzierung der bestehenden Infrastruktur zu gewährleisten, wird die Mittelverwendung 

teilweise vorab festgelegt – auch für Ausbaumaßnahmen. Beispielsweise sind Mittel des Inf-

rastrukturbeitrags und der gezahlten Dividende in Höhe von 2.800 Mio. Euro für die Jahre 

2020–2029 für Verbesserungs- und Ausbaumaßnahmen des Schienenpersonennahverkehrs 

(SPNV) vorab in der LuFV reserviert und auf die Länder aufgeteilt (vgl. Anlage 8.7 LuFV III). 

▪ Seit der LuFV II werden außerdem die erwartete Höhe der Dividendenzahlung der DB und 

die Verpflichtung des Bundes, diese wieder vollständig in die Eisenbahninfrastrukturfinanzie-

rung zu reinvestieren, in der LuFV vereinbart.  

▪ Der Ausbau des Schienennetzes der Bundeseisenbahnen folgt dem Bedarfsplan für die Bun-

desschienenwege und den jährlich im Bundeshalt beschlossenen Budgets. In der jährlich 

stattfindenden sog. „Fulda-Runde“ von BMVI und DB werden die spezifischen Projekte fest-

gelegt, für die Finanzierungsvereinbarungen unterzeichnet werden. Im Jahr 2020 betrug der 

Anteil der Zuschüsse für Projekte nach dem Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSchWAG) 

1,4 Mrd. Euro oder 17 Prozent an den gesamten Infrastrukturzuschüssen1 (DB 2021b). Seit 

2018 präzisiert die Bedarfsplanungsumsetzungsvereinbarung (BUV) zwischen den EIU des 

Bundes und dem BMVI die Finanzierung von Vorhaben des Bedarfsplans.  

▪ Ergänzend werden auch Rahmenvereinbarungen zwischen dem BMVI, dem BMF und den EIU 

des Bundes zur Finanzierung von Sonderinvestitionsprogrammen (z.B. Lärmsanierungspro-

gramm) geschlossen.  

▪ Außerdem sollen die Länder auch Investitionen in die Infrastruktur für den öffentlichen Per-

sonennahverkehr (ÖPNV) aus den Mitteln des Bundes gestützt auf das Gemeindeverkehrsfi-

nanzierungsgesetz finanzieren. Mindestens 3 % der Regionalisierungsmittel des Bundes an 

die Länder wurden ebenfalls für Investitionen in die Infrastruktur ÖPNV im Jahr 2017 ver-

wendet (Bundestag 2020). Die Höhe wird jedoch nur für den SPNV ohne ÖPNV ausgewiesen.  

▪ Die o.g. Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU) der DB AG haben bei ihren Investitions-

entscheidungen die Investitions- und Folgekosten für die Infrastruktur zu optimieren (Life-

Cycle-Cost-Betrachtung). Eine finanzielle Abstimmung von Erhaltungs- und Neu-/Ausbauin-

vestitionen durch den Bund ist aufgrund der getrennten Haushaltstitel nicht zwingend bzw. 

erschwert. Aufgrund der getrennten Finanzierungslösungen für den Betrieb und Erhalt 

 
1 Sämtliche Zuschüsse des Bundes, der Länder/Gemeinden, der EU und sonstigen an DB Netze Fahrweg, Personenbahnhöfe und 
Energie. 
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(Eigenbeitrag EIU aus deren Einnahmen aus Trassenentgelten), für Erneuerungsinvestitionen 

(öffentliche Hand via LuFV) sowie Ausbau (öffentliche Hand via projektspezifischer Vereinba-

rungen) sind Fehlanreize nicht auszuschließen. 

▪ Die finanziellen Mittel des Bundes werden aus dem allgemeinen Bundeshaushalt finanziert. 

Die effektiven Zahlungen stehen unter dem jährlichen Vorbehalt des Haushaltsgesetzgebers. 

Zudem ist die Höhe des Infrastrukturbeitrags aus der LuFV von der tatsächlichen Höhe der 

Dividende abhängig, die Ergebnis der konzerninternen Verrechnung von Gewinnen und Ver-

lusten sämtlicher DB-Unternehmen ist.  

▪ Strategische Ziele des Bundes als Eigner der DB AG (und nicht nur als Gewährleister), die 

eventuell Vorgaben hinsichtlich Betrieb, Erhalt und Ausbau/Neubau der Schieneninfrastruk-

tur definieren, werden unseres Wissens nicht vereinbart.  

 

Ein Fonds zur Finanzierung der Investitionen in die Infrastruktur der EIU des Bundes kann eine 

Lösung sein, den Defiziten bzw. Herausforderungen bei langlebigen Infrastrukturen Rechnung 

zu tragen und systeminhärente Anreize im Rahmen der Finanzierung zu setzen. Beispiele gibt 

es in der Schweiz mit einem Bahninfrastrukturfonds oder auch der Niederlande mit einem um-

fassenden Infrastrukturfonds. 

 



 8| 

INFRAS | 5. Oktober 2021 | Die Finanzierung der Schieneninfrastruktur in der Schweiz ist langfristig gesichert. 

2. Die Finanzierung der Schieneninfrastruktur in der Schweiz ist 
langfristig gesichert. 

Bis 2015 bestand mit dem FinöV-Fonds ein Fonds für den Ausbau der Bahninfrastruktur. 

▪ Mit der Bahnreform in 1999 in der Schweiz wurde die Defizitdeckung der Schweizerischen 

Bundesbahnen AG (SBB) durch eine Leistungsvereinbarung (LV) zwischen Bund und SBB ab-

gelöst. Die Höhe der öffentlichen Mittel zur Deckung der geplanten, ungedeckten Kosten für 

Betrieb und Substanzerhalt sowie kleineren Erweiterungen der SBB-Infrastruktur sowie die 

gesetzten Ziele wurden in der LV jeweils für vier Jahre vorab festgelegt. Dadurch wurde u.a. 

die Trennung zwischen Staat und Eisenbahnunternehmen vollzogen und das sog. Bestellprin-

zip eingeführt. Das Parlament erhielt dadurch ein Instrument, nicht nur die Mittel, sondern 

insbesondere auch die Ziele und Leistungen zu definieren. Dadurch sollten Anreize geschaf-

fen werden, die Effizienz der im Schienenverkehr eingesetzten Mittel zu erhöhen. Für die 

Zielerreichung ist die SBB selbst verantwortlich. Im Vordergrund stand die Ziel- bzw. Output-

orientierte Steuerung (Bundesrat 1996b).  

▪ Größere Ausbaumaßnahmen werden projektspezifisch finanziert. 1998 wurde vor dem Hin-

tergrund des Baus der Neuen Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT) in der Schweiz ein Fonds 

zur Finanzierung von Eisenbahngroßprojekten (FinöV-Fonds) als bis 2017 befristete Spezialfi-

nanzierung (Fonds innerhalb der Staatsrechnung) geschaffen.  

▪ Ziel war es, die Finanzierung dieser sehr hohen und über viele Jahre andauernden Großpro-

jekte klar zu regeln und sicherzustellen. Die hohen Aufwendungen sollten durch Einnahmen 

abgesichert werden, um einer volkswirtschaftlich nicht zu verantwortenden Verschuldung 

entgegenzuwirken. Innen-, umwelt- und verkehrspolitisch ging es um eine längerfristige und 

kontinuierliche Stärkung des öffentlichen Verkehrs. Nur mit einer geziehen Attraktivitätsstei-

gerung, verbunden mit einer Lenkungswirkung der zur Finanzierung nötigen Abgaben, 

konnte die Schiene das zu erwartende Verkehrswachstum übernehmen (Bundesrat 1996a). 

▪ Vor dem Hintergrund des Auslaufens des FinöV-Fonds und der damaligen Herausforderun-

gen wurde die Finanzierung der Schieneninfrastruktur in der Schweiz überprüft (UVEK 2010) 

Insbesondere folgende Aspekte sollte dabei berücksichtigt werden: 

▪ Verkehrswachstum verbunden mit einer starken Nutzung des Schienennetzes und finan-

ziellem Mehrbedarf für Betrieb und Substanzerhalt sowie zunehmende Mittelkonkurrenz 

zwischen Ausbau/Neubau und Betrieb/Substanzerhalt bei gleichzeitig neuen Folgekosten 

(Betrieb/Substanzerhalt) infolge Neu- und Ausbauten 

▪ Unterschiedliche Finanzierung von Betrieb/Substanzerhalt (ordentlicher Bundeshaushalt 

mit geringer Planungssicherheit) und Ausbau/Neubau (FinöV-Fonds, ergänzend auch 
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damaliger Infrastrukturfonds für Agglomerationsprojekte), obwohl enge gegenseitige Ab-

hängigkeiten bestehen (v.a. führt mehr Ausbau zu höheren Kosten für Substanzerhalt) 

▪ Gewährleistung einer kontinuierlichen, von Konjunkturzyklen unabhängigen Finanzierung 

des Substanzerhalts sowie Erschließung neuer Einnahmenquellen  

▪ Langfristige Finanzplanung unter Berücksichtigung der Folgekosten als Basis für die Ent-

scheidfindung zur Weiterentwicklung der Bahninfrastruktur 

 

Aus dem Bahninfrastrukturfonds werden Betrieb, Erhalt sowie Ausbau finanziert. 

▪ Die Arbeitsgruppe schlug ein Finanzierungskonzept und insbesondere als Ablösung des 

FinöV-Fonds einen Bahninfrastrukturfonds (BIF) zur langfristigen Sicherung der Finanzierung 

von Betrieb, Substanzerhalt und Ausbau der Bahninfrastruktur vor (Abbildung 2).  

Abbildung 2: Grundzüge des Bahninfrastrukturfonds 

 

Hinweis: Die Höhe der Pfeile entspricht ungefähr der Höhe der Erträge bzw. Aufwände im Jahr 2020. Die Verwaltungskosten 

in Höhe von 5 Mio. Franken wurden nicht dargestellt. Darüber hinaus können auch Forschungsvorhaben sowie Systemaufga-

ben finanziert werden.  

Grafik INFRAS. 
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▪ Die Ergebnisse der Überprüfung flossen in eine Botschaft des Bundesrates vom Januar 2012 

an das Parlament (Bundesrat 2012). Aufgrund der Änderung der Eidgenössischen Verfassung 

war eine nationale Volksabstimmung zum Bundesbeschluss notwendig, der am 9. Februar 

2014 angenommen wurde. 

▪ Im Rahmen dieser Reform wurde gleichzeitig festgelegt, dass der Bund neu nicht nur für die 

Finanzierung der nationalen Infrastruktur (v.a. der SBB) aber auch der 38 sog. Privatbahnen2 

verantwortlich sein wird, wobei die Kantone einen Beitrag in den BIF zahlen müssen. Somit 

ist der Bund für die Finanzierung der Bahninfrastruktur zuständig und schließt auch die ent-

sprechenden Vereinbarungen mit den EIU ab. 

▪ Der Bahninfrastrukturfonds ist ein rechtlich unselbständiger Fonds mit eigener Rechnung 

(„Spezialfonds“) mit Bilanz, Investitionsrechnung und Erfolgsrechnung, die vom Parlament 

separat zu genehmigen ist. Er besteht seit dem 01.01.2016 und übernahm die Schulden des 

FinöV-Fonds per Ende 2015. Diese Bevorschussung ist zurückzuzahlen.  

▪ Zwei Jahre später, d.h. per 1. Januar 2018, wurde außerdem ein Nationalstrassen- und Ag-

glomerationsverkehrsfonds (NAF) in Kraft gesetzt. Aus dem NAV werden große Projekte des 

Agglomerationsverkehrs durch den Bund mitfinanziert, die der Bund ansonsten nicht finan-

ziert. D.h. Investitionen in die Eisenbahninfrastruktur, die der Bund finanziert, werden nicht 

berücksichtigt. Hieraus ergeben sich in der Praxis gewisse Abgrenzungsfragen.  

 

Die Straße finanziert teilweise die Schieneninfrastruktur. 

▪ In den BIF fließen Einnahmen von insgesamt rund 5,2 Mrd. Franken (im Jahr 2020) aus ver-

schiedenen Quellen (Abbildung 3). Der BIF darf sich nicht verschulden, kann aber eine ange-

messene Reserve aufbauen. Damit soll sichergestellt werden, dass Mittel, die in einem Jahr 

nicht benötigt wurden, im folgenden Jahr zur Verfügung stehen.  

 
2 Bei den sog. Privatbahnen handelt es sich in der Regel um Eisenbahnunternehmen, die zwar privatrechtlich organisiert aber 
ganz oder mehrheitlich in öffentlicher Hand sind. Die Kapitalanteile der Privatbahn BLS AG teilen sich beispielsweise wie folgt 
auf: Kanton Bern (55,75%), Bund (21,70%), nicht stimmberechtige Aktien (9,22%), natürliche und juristische Personen (5,97%) 
sowie andere Kantone und Gemeinden (7,36%). 
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Abbildung 3: Erträge des Bahninfrastrukturfonds im Jahr 2020 (Mrd. Franken) 

 

Grafik INFRAS. Quelle: EFV 2021. 
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Betrieb und Substanzerhalt werden vorrangig sichergestellt. 

▪ Aus dem BIF werden gemäß BIF-Gesetz vorrangig Betrieb und Substanzerhalt der Eisen-

bahninfrastruktur sichergestellt (Abbildung 4). Es ist also mindestens die bestehende Infra-

struktur zu unterhalten und zu erneuern, bevor neue Infrastruktur gebaut werden kann. Es 

werden außerdem Ausbau, Forschung sowie weitere Ausgaben (Trassenvergabestelle, unter-

nehmensübergreifende Systemaufgaben) finanziert.  

▪ Betrieb und Substanzerhalt sollten explizit Vorrang vor dem Ausbau erhalten, weil die Ergeb-

nisse eines im Jahr 2009 durchgeführten Netzaudits der SBB Infrastruktur zeigten, dass ins-

besondere der Unterhalt der Infrastruktur seit der Bahnreform 1999 und vor dem Hinter-

grund der gestiegenen Nachfrage aus dem Netz vernachlässigt wurde. Aufgrund dessen 

stellte die SBB fest, dass die Lebensdauer von Anlagen nicht erreicht werden konnte und der 

Erneuerungsbedarf deutlich höher ausfiel (Nachholbedarf). Aus diesem Grund wurden auch 

deutlich mehr Mittel in der LV benötigt.  

Abbildung 4: Mittelverwendung des Bahninfrastrukturfonds im Jahr 2020 (Mrd. Franken) 

 

Grafik INFRAS. Quelle: EFV 2021. 
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Leistungsvereinbarung (LV) für vier Jahre abgeschlossen. Ein entsprechender vierjähriger 

Zahlungsrahmen3 für den Betrag aller Leistungsvereinbarungen im jeweiligen Zeitraum 

(i.d.R. vier Jahre) wird vom Parlament verabschiedet. Mit dem vierjährigen Zahlungsrahmen 

wird im jeweiligen Jahr zwar noch kein Kredit beschlossen, aber das Parlament bekennt sich 

im gewissen Sinne zur Höhe der jährlichen Zahlungen in einer Legislaturperiode.4  

▪ Die Höhe des Bedarfs für Betrieb und Substanzerhalt basiert auf den mit den EIU ausgehan-

delten LV. Maßgeblich sind die geplanten Kosten, die nicht durch die geplanten Trassenent-

gelte und sonstige Einnahmen gedeckt werden können. Eine Zuordnung wie in Deutschland, 

dass Betrieb und Instandhaltung durch die EIU zu zahlen seien, gibt es in der Schweiz nicht. 

Dies entspricht der Grundidee, dass mit der LV die Ziele bzw. das „Was“ (Was soll erreicht 

werden?), aber nicht das „Wie“ bzw. die Mittelverwendung (Wie sollen die Ziele erreicht 

werden?) definiert sind. Insbesondere die Verwendung für Unterhalt oder Erneuerung soll 

durch die EIU und nicht vorab durch die Zuweisung von Mitteln definiert werden, um mögli-

che Fehlanreize zu vermeiden. Zu beachten ist, dass der Trassenpreis in der Schweiz gestützt 

auf die Netzzugangs-Verordnung durch den Bund – und nicht die EIU – festgelegt wird. 

▪ Die Planung des Ausbaus erfolgt regelmäßig in Ausbauschritten des strategischen Entwick-

lungsprogramms (STEP) Bahninfrastruktur. Ziel ist eine rollende Planung. Die Zuständigkei-

ten und Rollen im Planungsprozess wurden in einer Verordnung5 ebenfalls klarer definiert. 

Zudem wurde der Prozess zeitlich an die LV angepasst. Zu jedem Ausbauschritt wird gleich-

zeitig jeweils ein Netznutzungskonzept (NNK)6 publiziert, zu dessen Entwurf vorab Stellung 

genommen werden kann. Basis bilden die Angebotskonzepte im Personen- und Güterver-

kehr (Kantone für den regionalen Personenverkehr, Bund bzw. beauftragte Dritte für den 

Personenfernverkehr sowie das Bundesamt für Verkehr für den Gütertransport auf der 

Schiene unter Einbezug der Branche). Die Ausbaumaßnahmen werden bewertet und ge-

samtschweizerisch priorisiert sowie vom Parlament beschlossen. Gleichzeitig beschließt das 

Parlament, wann die Regierung einen neuen Ausbauschritt dem Parlament vorzulegen hat.  

▪ Mittels Umsetzungsvereinbarungen erfolgt die Bestellung konkreter Ausbauprojekte des 

Bundes bei dem jeweiligen EIU bzw. Ersteller. Im Rahmen der Erarbeitung eines Aus-

bauschritts wird die langfristige Finanzierung von Betrieb, Substanzerhalt und Ausbau der 

Infrastruktur aufgezeigt (vgl. z.B. Bundesrat 2018). Mit dem Ausbauschritt 2035 hat das 

 
3 Mit einem Zahlungsrahmen begrenzt das Parlament die Voranschlagskredite für bestimmte Ausgaben über eine Periode von 
mehreren Jahren. Dieses Instrument stellt keine Kreditbewilligung dar; die erforderlichen Voranschlagskredite müssen jährlich 
beantragt und vom Parlament beschlossen werden.  
4 Der Beginn der LV 2013–2016 wurde seinerzeit bewusst auf eine Legislaturperiode angepasst und entspricht in der Länge je-
weils dem vierjährigen Finanzplan. Eine Verlängerung der LV auf mehr als vier Jahre wurde bewusst nicht gewählt.  
5 Verordnung über die Konzessionierung, Planung und Finanzierung der Bahninfrastruktur (KPFV) vom 14. Oktober 2015. 
6 Netznutzungskonzept (NNK) und Netznutzungspläne (NNP) dienen dazu, die Fahrrechte (Trassen) für den Güter- und Perso-
nenverkehr auf dem schweizerischen Schienennetz gleichberechtigt zu sichern. So kann beiden Verkehrsarten langfristig ein 
attraktives Angebot ermöglicht werden. 
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Parlament z.B. Ausbaumaßnahmen von insgesamt rund 13 Mrd. Franken bewilligt und mit 

einem entsprechenden Verpflichtungskredit7 finanziell gesichert. 

▪ Im Rahmen der Kostenschätzungen für Ausbauprojekte sind die Folgekosten für Betrieb und 

Unterhalt sowie Erneuerung der Bahninfrastruktur jeweils auszuweisen. Dadurch wird si-

chergestellt, dass die Bahninfrastruktur auch langfristig finanziert werden kann. Es kann nur 

so viel ausgebaut werden, wie auch Mittel vorhanden sind.  

▪ Im Rahmen der Finanzplanung des Bundes (Voranschlag für das nächste Haushaltsjahr und 

Finanzplan für drei weitere Jahre) wird die Sonderrechnung für den BIF jeweils dem Parla-

ment vorgelegt bzw. das Budget beschlossen. Handlungsspielraum bei den Erträgen gibt es  

hinsichtlich der Höhe der Einlagen aus der leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe 

(„höchstens“ zwei Drittel). Allerdings ist die LSVA mit rund 1 Mrd. CHF im Jahr 2020 die 

zweitbedeutendste Einnahmequelle. Die Höhe der anderen Erträge bzw. deren Entwicklung 

ist definiert.  

▪ Mit der langfristigen Fonds-Simulation bzw. BIF-Langfristplanung kann sichergestellt werden, 

dass nicht mehr ausgebaut werden kann als Mittel verfügbar sind. Die langfristige Fonds-Si-

mulation ermöglicht die finanzielle Abstimmung über alle Zeithorizonte hinweg und damit 

einen Abgleich von Mittelbedarf und -verfügbarkeit. Gleichzeitig steigen dadurch die Pla-

nungssicherheit und Transparenz.  

 

Monitoring 

▪ In der Leistungsvereinbarung sind die Pflichten zur Berichterstattung für alle EIU definiert 

und aufeinander abgestimmt. Die Anforderungen sind in den letzten Jahren gestiegen. Es 

zeigte sich, dass ein Vergleich zwischen den EIU erschwert war, weil diese unterschiedliche 

Abgrenzungen nutzten (z.B. Zurechnung Erfolgs- oder Investitionsrechnung). Aufgrund des-

sen wurden in verschiedenen Arbeitsgruppen unter der Leitung des Verbands öffentlicher 

Verkehrsunternehmen und Einbezug des Bundesamts für Verkehr ein Branchenstandard zur 

finanziellen Steuerung und Controlling LV erarbeitet (VöV 2019). In der aktuellen LV-Periode 

2021–2024 sind unter anderem folgende Berichte erforderlich: 

▪ unterjährige Meldungen zur Änderung an Investitionsplänen; 

▪ halbjährliche Zwischenberichte für Projekte mit einem hohen Risiko bzw. Baukosten;  

▪ Jahresbericht zur Zielerreichung (inkl. elektronische Datenübermittlung zu den Kennzah-

len), Geschäftsbericht und Netzzustandsbericht8 sowie 

 
7 Der Verpflichtungskredit setzt den Höchstbetrag fest, bis zu dem der Bundesrat für ein bestimmtes Vorhaben finanzielle Ver-
pflichtungen eingehen kann. Er wird dann benutzt, wenn die Ausführung eines Vorhabens über das Voranschlagsjahr hinaus Zah-
lungen verursacht. Dies ist ähnlich einer Verpflichtungsermächtigung in Deutschland. 
8 Aufgrund der Ergebnisse des SBB-Netzaudits 2009 berichtet die SBB Infrastruktur seit dem Jahr 2011 jährlich über den Netzzu-
stand. Diese Pflicht wurde nachfolgend auch für die sog. Privatbahnen eingeführt. Damit ein Benchmarking gewisser Kennzah-
len auch zwischen den EIU aufgebaut werden kann, entwickelte die Branche einen Branchenstandard bzw. ein Regelwerk 
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▪ alle vier Jahre Be- und Auslastung der Infrastruktur für den Bericht an das Parlament. 

▪ Im Rahmen der Umsetzungsvereinbarungen berichten die EIU bzw. Ersteller halbjährlich 

über den Stand des Projekts an das Bundesamt für Verkehr. Vorgaben und Prozesse sind in 

einer Richtlinie definiert (BAV 2020). Das BAV publiziert darauf basierend einen jährlichen 

Standbericht über die Eisenbahn-Ausbauprogramme (BAV 2021).  

▪ Die Leistungsvereinbarungen, die Netzzustandsberichte und die Investitionspläne sind neu 

auch zu publizieren. Auch die Netznutzungspläne der EIU werden publiziert.9  

▪ Eine Untersuchung zu den mittel- bis langfristigen Wirkungen des Bahninfrastrukturfonds 

gab es in der Schweiz bisher nicht. Das Instrument der Leistungsvereinbarungen wurde im 

Auftrag des BAV evaluiert (Interface 2017). 

 
Technik Eisenbahn 29900 (VöV 2018). Damit sind Minimalanforderungen zur Strukturierung und Abgrenzung der Anlagen, der 
Bewertung anhand von Zustandsklassen und an die Berichterstattung definiert. 
9 Vgl. https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/verkehrsmittel/eisenbahn/fachinformationen/netznutzungskonzept-
plaene.html. 
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3. Ein Schieneninfrastrukturfonds hat verschiedene Vorteile. 

▪ Eine qualitativ hochwertige und zukunftsfähige Schieneninfrastruktur hat für die Wirtschaft 

und Gesellschaft in Deutschland und vor dem Hintergrund der klimapolitischen Herausforde-

rungen eine sehr hohe Bedeutung. Eine Verlagerung von der Straße auf die Schiene kann nur 

gelingen, wenn die entsprechende Infrastruktur erhalten und ausgebaut wird. Eine verlässli-

che, überjährige Finanzierung der Schieneninfrastruktur ist dafür notwendige Vorausset-

zung.  

▪ Ein Schieneninfrastrukturfonds verbessert die Kontinuität sowie Planbarkeit bzw. Verläss-

lichkeit der künftig tatsächlich zur Verfügung stehenden Mittel für einen längeren Zeitraum 

für die EIU. Im Rahmen einer klassischen Haushaltsfinanzierung kann dies nicht im erforder-

lichen Maße gewährleistet werden. Die Höhe der Mittel, die aus dem allgemeinen Bundes-

haushalt finanziert werden, werden jährlich definiert und stehen in Konkurrenz zu anderen 

Titeln. Sie sind daher nicht für folgende Jahre gesichert. Zudem ist der Horizont der Finanz-

planung kürzer als beispielsweise der Zeitraum der LuFV III, weswegen die Höhe der Infra-

strukturbeiträge des Bundes nicht vollständig gesichert sind. Eine höhere Planungssicherheit 

erhöht die Effizienz des Einsatzes der zur Verfügung stehenden Mittel. Dies ist auch vor dem 

Hintergrund der langen Planungsvorlaufzeiten bei langlebigen Infrastrukturen wichtig. Wird 

beispielsweise der Unterhalt der Infrastruktur kurzfristig vernachlässigt, hat dies langfristige 

finanzielle Folgen.  

▪ Im Verkehrsinvestitionsbericht (BMVI 2020) werden zwar jeweils die getätigten Investitionen 

zusammenfassend berichtet, aber dies erfolgt jeweils nachrichtlich rund 1,5 Jahre später und 

mit Fokus auf dem Ausbau der Infrastrukturen. Mit einem Infrastrukturfonds kann die Trans-

parenz des Finanzierungssystems der Schieneninfrastruktur des Bundes erhöht und die 

Komplexität reduziert werden. Entsprechend kann auch die Steuerung der Finanzierung aus 

Sicht des Bundes vereinfacht werden. Aber auch aus Sicht der EIU ist die finanzielle Steue-

rung verbessert. Ein „Optimieren“ verschiedener Finanzierungsgefäße bzw. Haushaltstitel 

kann verhindert werden. Der Gestaltungsspielraum durch den Bundeshaushaltsgesetzgeber 

wird nicht vollständig eingeschränkt. Die in einen Fonds fließenden Mittel bzw. deren Höhe 

und deren Verwendung werden weiterhin festgelegt werden müssen. Mit einer institutionel-

len Lösungen zur Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur wie in der Schweiz dürften jedoch 

geringere (politische) Transaktionskosten anfallen als bei klassischen Haushaltsfinanzierun-

gen (Becker und Beckers 2019b).  

▪ Mit einem Schieneninfrastrukturfonds, aus dem sowohl die Erhaltungs- als auch Neu-/Aus-

bauinvestitionen finanziert werden, ist die finanzielle Abstimmung verbessert und Fehlan-

reize können vermieden werden. Insbesondere die Umsetzung der Vorgabe, dass Erhalt vor 
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Ausbau der Schienenwege Vorrang hat, kann so besser umgesetzt werden. Weil jeder Aus-

bau auch Folgekosten (Betrieb, Instandhaltung, Erneuerung) verursacht, können mit einem 

umfassenden Fonds und einer entsprechenden langfristigen Finanzplanung (Fondssimula-

tion) diese Folgekosten besser berücksichtigt werden. Dies setzt systeminhärente Anreize. 

Eine lebenszyklusorientierte Kostenrechnung gewinnt so an Bedeutung.  

▪ Mit einem Fonds kann ein Finanzierungssystem im Sinne, dass Verkehr die Mobilität finan-

ziert, transparent implementiert werden. So könnten beispielsweise Investitionen in die Ei-

senbahninfrastruktur durch Einnahmen auf der Straße finanziert werden (Intermodalität). 

Lenkungsziele – beispielsweise zur Verkehrsverlagerung – können im Rahmen der Finanzie-

rung demnach explizit berücksichtigt werden.  

▪ Und das Wichtigste: Nur wenn dem Fonds ausreichend Mittel zugeführt werden und die 

Bahninfrastruktur entsprechend auch ausgebaut werden kann, kann die (klimapolitisch) not-

wendige Verlagerung gelingen. Aus diesem Grund ist es bedeutend, dass der Mittelbedarf 

sowohl für die Substanzerhaltung als auch dem nachfragebasiertem Ausbau der Schieneninf-

rastruktur berücksichtigt wird. Hierbei ist es wichtig, sowohl die künftige Nachfrage und Be-

dürfnisse des Personen- als auch Güterverkehrs abzuschätzen und den entsprechenden Mit-

telbedarf einzuplanen. 
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